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Mit dem iran-report stellt die Heinrich-Böll-Stiftung 
der interessierten Öffentlichkeit eine Zusammenfassung ihrer kontinuierlichen 
Beobachtung relevanter Ereignisse in Iran zur Verfügung.  
Nach der von der Heinrich-Böll-Stiftung im April 2000 veranstalteten  
Berlin-Konferenz und verstärkt infolge der Anschläge am 11. September 
stellen die Entwicklungen in Iran und der Region einen zentralen Arbeitsschwer-
punkt der Stiftung dar.  
Der iran-report erscheint monatlich (Nr. 08/2008 Anfang August)  
und wird einem breiteren InteressentInnenkreis aus Politik, Wissenschaft und 
Medien zur Verfügung gestellt. 
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I. Innenpolitik 
 
Der mediengeile Präsident 
 
Viele fragen sich, welcher Teufel den 
iranischen Präsidenten Mahmud Ahmadi-
nedschad reitet, Aussagen von sich zu 
geben, die seinem Land so sehr scha-
den, ja es der Gefahr eines militäri-
schen Angriffs aussetzen. Ist es die 
ideologische Verbohrtheit, Mangel an 
diplomatischer Erfahrung oder einfach 
Dummheit? Nichts von alledem. Der Prä-
sident leidet unter Geltungssucht, er 
ist mediengeil.  
 
Der kleine, aus einfachen Verhältnis-
sen stammende Mann möchte ganz groß 
erscheinen, täglich Schlagzeilen ma-
chen, nicht nur in der nahezu gleich-
geschalteten Presse des eigenen Lan-
des, sondern in der ganzen Welt. Wenn 
er bei jeder günstigen, auch ungünsti-
gen Gelegenheit Israel attackiert, 
wenn er den Holocaust in Zweifel zieht 
oder wenn er immer wieder behauptet, 
er empfange seine Anweisungen direkt 
vom verborgenen Imam Mahdi, ja er sei 
Mahdis Wegbereiter, der bald auftau-
chen und in der ganzen Welt Gerechtig-
keit walten lassen werde, dann weiß 
er, dass er mit solchen Attacken und 
Behauptungen provozieren und heraus-
fordern und folglich Schlagzeilen ma-
chen kann. Keiner von Ahmadinedschads 
Amtsvorgänger war so oft wie er im In- 
und Ausland unterwegs, keiner hat so 
viele Pressekonferenzen gegeben und 
Reden gehalten. Viele fragen sich im 
Iran, wann der Präsident eigentlich 
zum Arbeiten kommt. Dass seine Ver-
säumnisse und seine Unfähigkeit als 
Regierungschef viel Unheil angerich-
tet, die iranische Wirtschaft in eine 
tiefe Krise geführt und das Land au-
ßenpolitisch in eine höchst prekäre 
Lage gebracht haben, scheint den Prä-
sidenten nicht zu kümmern. Er ist 
stolz, wie kein anderer Staatsmann in 
den letzten Jahren international 
Schlagzeilen gemacht zu haben. 
 
Man könnte natürlich versuchen, ihm 
bei mancher seiner Äußerungen politi-
sches Kalkül zu unterstellen. Zum Bei-
spiel könnten seine Attacken gegen Is-
rael mit dem Ziel zu tun haben, sich 
an die Spitze der radikalen Kräfte im 
Nahen und Mittleren Osten zu setzen, 
was ihm ja auch zum Teil gelungen ist. 
Seine Behauptung, er habe einen direk-
ten Draht zu Imam Mahdi, könnte die 
eigene Popularität unter unaufgeklär-
ten Bevölkerungsschichten stärken. Es 
gibt aber zugleich Äußerungen des Prä-
sidenten, bei denen man, so sehr man 

sich auch bemüht, keinerlei politische 
Motivation ausfindig machen kann. Dazu 
gehört seine kürzlich geäußerte Be-
hauptung, die USA hätten geplant, ihn 
während seines offiziellen Staatsbe-
suchs im Irak zu kidnappen, nach Ame-
rika zu bringen und mit seiner Geisel-
nahme die Islamische Republik zu Zuge-
ständnissen zwingen. 
 
Vor einer Versammlung der höchsten 
geistlichen Würdenträger in der heili-
gen Stadt Ghom erklärte Ahmadinedschad 
am 19. Juni, bei seinem Staatsbesuch 
im Irak am 2. und 3. März hätten, 
„verlässlichen Informationen“ zufolge, 
„die Amerikaner versucht, diesen erge-
benen Diener der Nation zu entführen.“ 
Er habe, dem Willen Gottes gehorchend, 
sein Reiseprogramm geändert, und als 
die Kidnapper diese unerwartete Maß-
nahme staunend registriert hätten, 
„saßen wir bereits auf dem Rückflug im 
Flugzeug“. James Bond lässt grüßen! 
 
Die Äußerungen des Präsidenten in ei-
ner so erlauchten Gesellschaft unter 
Ausschluss der Presse gaben zahlreiche 
Rätsel auf. Warum hat Ahmadinedschad 
mit der Bekanntgabe dieser so wichti-
gen Nachricht mehr als dreieinhalb Mo-
naten gewartet? Immerhin handelte es 
sich bei der angeblichen Entführung um 
den Staatspräsidenten des wichtigsten 
Landes im Nahen und Mittleren Osten. 
Warum hat Iran – wenn die Behauptung 
tatsächlich zutrifft – nicht offiziell 
bei der UNO, bei anderen international 
zuständigen Instanzen oder zumindest 
bei der irakischen Regierung protes-
tiert? 
 
Ahmadinedschad rühmte sich, dass er im 
Gegensatz zu anderen hochrangigen Po-
litikern seinen Besuch im Irak Tage 
zuvor öffentlich bekannt gegeben und 
damit bewiesen habe, dass er anders 
als amerikanische oder britische Poli-
tiker im Irak willkommen sei. Wer ihn 
über die angebliche Entführung infor-
miert haben soll, sagte er nicht. Nie-
mand hat bislang die Behauptungen des 
Präsidenten bestätigt, nicht einmal 
die, die ihn bei dem Staatsbesuch be-
gleitet haben. „Ich war einer von de-
nen, die Ahmadinedschad von der ersten 
bis zur letzten Minute seines Besuchs 
begleitet haben“, sagte Nassir al Ani, 
Chef des höchsten irakischen Gerichts-
hofs, der Zeitung Al Schargh al Owsat. 
„Von einer Änderung des Besuchspro-
gramms oder einer Drohung gegen den 
iranischen Präsidenten ist mir nichts 
bekannt.“ Selbst für regierungstreue 
Zeitungen im Iran scheint die Angele-
genheit höchst peinlich zu sein. Sie 
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haben  darauf verzichtet, den Bericht 
des Präsidenten zu kommentieren. 
 
 
Vorsitzender einer Korruptionsuntersu-
chungskommission und elf seiner Mitar-
beiter verhaftet 
 
Wegen Korruptionsvorwürfen gegen meh-
rere ranghohe Geistliche wurde der 
Leiter einer vom Parlament eingesetz-
ten Kommission zur Ermittlung von Kor-
ruptionsaffären am 11. Juni verhaftet. 
Einige Tage später wurden elf weitere 
Kommissionsmitglieder in Haft genom-
men. Abbas Palisdar hatte bei einer 
Rede vor Studenten in Hamadan im Wes-
ten Irans schwere Vorwürfe gegen 44 
einflussreiche Kleriker erhoben. Er 
warf ihnen vor, sich und ihre Angehö-
rigen bereichert zu haben. Seit der 
Verhaftung Palisdars ziehen die Folgen 
seiner öffentlich gemachten Ermittlun-
gen immer größere Kreise. Politische 
Beobachter betrachten den Vorfall als 
Teil des tobenden Machtkampfs zwischen 
verschiedenen Fraktionen im konserva-
tiven Lager, der nicht zuletzt im Hin-
blick auf die Präsidentschaftswahlen 
im nächsten Jahr immer mehr an Heftig-
keit gewinnt. Manche vermuten auch, 
dass es dabei um die Fortsetzung der 
Strategie der jüngeren Radikalisla-
misten geht, die einflussreiche Geist-
liche, jene Graue Eminenzen, die zu 
den Kampfgefährten Ayatollah Chomeinis 
gehörten, allmählich zu entmachten. 
 
 
Iranischer Botschafter aus Rom abberu-
fen 
 
Die Regierung in Teheran hat ihren 
Botschafter in Rom, Abolfazl Zohre-
wand, ohne offizielle Begründung abbe-
rufen. Der Sprecher des Außenministe-
riums Mohammad Ali Hosseini begnügte 
sich mit der Bestätigung der zuvor von 
Agenturen verbreiteten Nachricht. Po-
litische Beobachter führen die Maßnah-
me darauf zurück, dass es dem Bot-
schafter nicht gelungen war, Anfang 
Juni in Rom für Ahmadinedschad während 
dessen Teilnahme am Ernährungsgipfel 
Gespräche mit wichtigen Politikern zu 
organisieren. Ahmadinedschad konnte in 
den zwei Tagen seines Aufenthalts in 
Italien einzig ein Gespräch mit ita-
lienischen Unternehmern führen. Es war 
seit seiner Amtsübernahme die erste 
Reise des Präsidenten nach Westeuropa.  
 
Zorehwand sagte gegenüber der Inter-
netzeitung Tabnak, seine Abberufung 
sei auf persönliche Anordnung des 
Staatspräsidenten erfolgt. Für den 

Misserfolg der Reise Ahmadinedschads 
sei nicht er, sondern die Westeuropa-
abteilung des Außenministeriums in Te-
heran verantwortlich.         
 
Ahmadinedschad sollte, wie von irani-
schen Medien im Vorfeld seiner Reise 
gemeldet, sowohl den Papst als auch 
den italienischen Ministerpräsidenten 
Silvio Berlusconi sowie andere Staats-
oberhäupter treffen. Doch daraus wurde 
nichts. Die Regierung in Rom ignorier-
te den iranischen Präsidenten und un-
terließ die bei Staatsbesuchen übli-
chen Zeremonien. Die Einladung war vom 
Präsidenten der Welternährungsorgani-
sation FAO ausgegangen. 
 
Die Einladung Ahmadinedschads nach Rom 
hatte Proteste von jüdischen Organisa-
tionen und iranischen Oppositionellen 
hervorgerufen. Bei seiner Ankunft in 
Rom sagte Ahmadinedschad am Flughafen 
vor der Presse: „Die Europäer haben am 
meisten Schaden durch Zionisten erlit-
ten und auch jetzt liegt die politi-
sche und wirtschaftliche Last dieses 
Regimes (des israelischen Regimes) auf 
den Schultern der Europäer.“  
 
Italiens Verteidigungsminister Ignazio 
La Russa kritisierte umgehend diese 
Äußerungen und bezeichnete sie als 
„besorgniserregend“. Was Ahmadined-
schad zur Nichtanerkennung Israels, 
eines UN-Mitglieds, sage, sowie die 
Tatsache, dass er das Leiden eines 
Volkes leugne, „das steht gegen die 
Geschichte und unser generelles Den-
ken“, sagte La Russa. 
 
Zu Abendessen der italienischen Regie-
rung in der Villa Madama in Rom er-
hielten unter den am Ernährungsgipfel 
teilnehmenden Staatsoberhäuptern und 
ranghohen Politiker einzig Ahmadined-
schad und der Präsident Simbabwes, Ro-
bert Mugabe, keine Einladung. 
 
Seit der Amtsübernahme Ahmadinedschads 
vor drei Jahren wurden Dutzende Ver-
treter Irans im Ausland versetzt. 
 
 
Zeitung nach Kritik an Ahmadinedschad 
geschlossen   
 
Nach einem kritischen Bericht über 
Präsident Ahmadinedschad ist in Iran 
eine Zeitung geschlossen worden. Die 
amtliche Nachrichtenagentur IRNA be-
richtete am 22. Juni, die Presseauf-
sicht habe die Zeitung „Tehran Today“ 
am 20. Juni verboten. Der Chefredak-
teur sei von einem Gericht wegen des 
Vorwurfs vorgeladen worden, die Zei-
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tung habe beleidigende Äußerungen über 
Ahmadinedschad verbreitet. 
 
Einzelheiten wurden von IRNA nicht ge-
nannt. Die Zeitung hatte in einem Ar-
tikel geschrieben, Ahmadinedschads 
Kommentare zu Israel hätten ihre Wir-
kung offenbar verfehlt und stattdessen 
„mehr Druck auf Iran und mehr Unter-
stützung für Israel“ zur Folge gehabt. 
Verbote von Zeitungen sind in Iran 
nicht ungewöhnlich. Erst im März waren 
neun Kino- und Lifestyle-Zeitschriften 
verboten worden, weil sie über auslän-
dische Prominente berichtet hatten. 
 
 
Iranischer Kurde zu elf Jahren Gefäng-
nis verurteilt 
 
Das Revolutionsgericht in Teheran hat 
den iranischen Kurden Mohammad Sadigh 
Kabudwand zu elf Jahren Gefängnis ver-
urteilt. Dem Menschenrechtsaktivisten 
wurde vorgeworfen, Unwahrheiten veröf-
fentlicht und durch die Gründung des 
Vereins zur Verteidigung der Menschen-
rechte in Kurdistan Aufruhr gestiftet 
zu haben. 
 
Der Anwalt Kabudwands sagte in einem 
Interview mit der BBC am 23. Juni, das 
Revolutionsgericht habe seinen Mandan-
ten einbestellt und ihm das Urteil 
verkündet, obwohl nach iranischem 
Recht das Urteil dem Anwalt des Verur-
teilten mitgeteilt werden müsse. Er 
bezeichnete das Urteil als „ungewöhn-
lich hart“. 
 
Kaduwand, Vorsitzender des Vereins zur 
Verteidigung der Menschenrechte in 
Kurdistan, befindet sich seit Juli 
vergangenen Jahres in Untersuchungs-
haft. Seine Angehörigen teilten Anfang 
Juni der Presse mit, er befinde sich 
gesundheitlich in einem schlechten Zu-
stand. Die Menschenrechtsorganisation 
Human Watch legte bei der iranischen 
Justiz Protest ein und forderte eine 
medizinische Betreuung des Häftlings. 
Im Mai dieses Jahres hatten rund 700 
iranische Menschenrechtsaktivisten in 
einem offenen Brief die sofortige 
Freilassung Kaduwands gefordert. Darin 
wird erklärt, dass der Verein zur Ver-
teidigung der Menschenrechte während 
seiner dreijährigen Aktivitäten Hun-
derte Berichte und Erklärungen zur La-
ge der Menschenrechte veröffentlicht 
und dabei auf unrechtmäßige Festnahmen 
und Urteile, Selbstverbrennungen, Ver-
gewaltigungen und zahlreiche Minenop-
fer in den Grenzgebieten hingewiesen 
habe.  

Fünf Jahre Haft und Verbannung für 
Frauenrechtlerin 
 
Die iranische Frauenrechtlerin Hana 
Abdi wurde am 18. Juni von der zweiten 
Kammer des Revolutionsgerichts der 
Stadt Sanandadj in der Provinz Kurdis-
tan zu fünf Jahren Haft und Verbannung 
in einem abgelegenen Gefängnis verur-
teilt. Der 22-Jährigen wurde nach Aus-
sagen ihres Anwalts, Mohammad Scharif, 
vorgeworfen, „an Versammlungen und Ak-
tivitäten zur Vorbereitung von Straf-
taten gegen die nationale Sicherheit“ 
teilgenommen zu haben. Für eine mögli-
che Berufung sei eine Frist von zwan-
zig Tagen angesetzt worden, sagte der 
Anwalt. 
 
Abdi sitzt seit November in Untersu-
chungshaft. Sie ist Teilnehmerin an 
der „Kampagne eine Million Unter-
schriften für Gleichberechtigung“. Die 
Initiative, die vor zwei Jahren in der 
Hauptstadt Teheran begonnen und sich 
inzwischen im ganzen Land verbreitet 
hat, richtet sich gegen Benachteili-
gungen der Frauen beim Sorgerecht, 
Erbrecht, Familienrecht, Scheidungs-
recht und dergleichen mehr. Unter dem 
Motto: „von Angesicht zu Angesicht“ 
sprechen Frauen Menschen auf der Stra-
ße an, sie gehen in die Zeitungsredak-
tionen, zu den Ämtern, Schulen, Uni-
versitäten, Familien, erläutern ihr 
Anliegen und sammeln Unterschriften. 
Damit erhöhen sie nicht nur den Druck 
auf die islamischen Gesetzgeber, sie 
klären auch landesweit über Frauen-
rechte auf. Abertausende Frauen, auch 
Männer, haben sich inzwischen der Kam-
pagne angeschlossen. 
 
Bemerkenswert an der Aktion ist vor 
allem, dass die Beteiligten mehrheit-
lich aus dem islamischen Lager stam-
men. Es sind Frauen und Männer, die 
einen aufgeklärten, zeitgemäßen Islam 
anstreben. So gehört zu den Teilneh-
merorganisationen eine Initiative, die 
sich als feministische islamische 
Frauen bezeichnet. In einem Interview 
mit der taz sagte ein Vorstandsmit-
glied dieser Organisation, ihr Ver-
ständnis vom Feminismus decke sich 
voll mit dem europäischer Frauen. „Un-
ser Ziel ist Gleichberechtigung auf 
allen Ebenen“, sagte sie. Der Zusatz 
„islamisch“ bedeute, dass „wir unseren 
Glauben nicht verlieren wollen“. Und 
wenn die islamischen Gesetze den For-
derungen nach Gleichberechtigung wi-
dersprächen, müssten nicht die Forde-
rungen, sondern die Gesetze abge-
schafft werden. 
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Aus Sicht der herrschenden Radikal-
Islamisten im Iran bildet die Frauen-
bewegung eine ernste Gefahr für den 
Gottesstaat. Sie könnte den ideolo-
gisch-islamischen Staat unterhöhlen 
und das gesamte System ins Wanken 
bringen. Tatsächlich stehen Frauen 
schon seit Jahren an der Spitze der 
iranischen Zivilgesellschaft. Sie ha-
ben zwar juristisch bisher nicht allzu 
viel erreicht, aber gesellschaftlich 
haben sie ihre Rolle weit ausgebaut. 
In sämtlichen Bereichen, nicht zuletzt 
in der Wirtschaft, haben Frauen füh-
rende Positionen besetzt. An den Uni-
versitäten bilden heute Frauen mit 
sechzig Prozent die Mehrheit der Stu-
dierenden. Dies hat das islamische 
Parlament dazu veranlasst, eine Quote 
für Männer einzuführen. 
 
Seit der Regierungsübernahme von Mah-
mud Ahmadinedschad werden Frauenakti-
vistinnen zunehmend verfolgt. Auch die 
islamischen Kleidungsvorschriften und 
Kontrollen auf den Straßen wurden ver-
schärft. Zurzeit sitzen Dutzende Frau-
enrechtlerinnen im Gefängnis. Kürzlich 
wurde sogar ein Mann wegen seines Ein-
satzes für Gleichberechtigung zu einem 
Jahr Gefängnis verurteilt. Der 23-
Jährige sei beim Sammeln von Unter-
schriften in einem Teheraner Park 
festgenommen worden, sagte seine An-
wältin. Ein Gericht habe ihn dann Ende 
Mai unter anderem wegen des Verbrei-
tens staatsfeindlicher Propaganda 
schuldig gesprochen.              
 
 
Innerhalb von zehn Jahren 177 Todesur-
teile für Minderjährige  
 
In den vergangenen zehn Jahren wurden 
in Iran laut dem Bericht einer Men-
schenrechtsorganisation 177 Minderjäh-
rige zum Tode verurteilt. Knapp 30 von 
ihnen seien hingerichtet worden, die 
Übrigen warteten in Gefängnissen auf 
die Vollstreckung des Urteils, erklär-
te die Internationale Kampagne für 
Menschenrechte im Iran am 17. Juni. 
Der jüngste unter den Häftlingen war 
bei seiner Verurteilung 2005 nur zwölf 
Jahre alt. 
 
Die Menschenrechtsorganisation forder-
te die Verhängung von internationalen 
Sanktionen. Nur dies würde Iran zei-
gen, „dass es kein normales Verhältnis 
zum Rest der Welt geben kann, solange 
diese Barbarei anhält“, sagte Aaron 
Rhodes, ein Sprecher der Gruppe in 
Wien. Viele der Verurteilungen beruh-
ten außerdem auf Geständnissen, die 
nur durch Folter zustande gekommen 

seien. Mehr als zwei Drittel aller 
Hinrichtungen von Minderjährigen welt-
weit fänden in Iran statt. 
 
Auch Amnesty International kritisierte 
Iran deswegen heftig. Dort seien „seit 
1990 mehr Jugendliche hingerichtet 
worden als in jedem anderen Land der 
Welt“, hieß es im Jahresbericht 2007. 
Ein Sprecher des Teheraner Justizmi-
nisteriums erklärte, dass keine Min-
derjährigen hingerichtet würden. Al-
lerdings bestünden im Rahmen des isla-
mischen Vergeltungsrechts Qisas Aus-
nahmen, räumte er ein.  
 
Das Europaparlament hat die Hinrich-
tung Minderjähriger in Iran scharf 
verurteilt. In einer Entschließung vom 
19. Juni forderte die EU-
Volksvertretung die Regierung in Tehe-
ran auf, vier jugendliche Todeskandi-
daten, deren Hinrichtung unmittelbar 
bevorstehe, zu verschonen. Die Voll-
streckung der Todesstrafe bei Jugend-
lichen stehe im Widerspruch zu inter-
nationalen Übereinkommen, denen Iran 
beigetreten sei. Dazu gehöre das UN-
Abkommen über die Rechte der Kinder. 
Dieses Abkommen verbiete die Hinrich-
tung von Jugendlichen ebenso wie die 
Hinrichtung von Verurteilten, die zum 
Zeitpunkt der Tat minderjährig waren. 
 
Das Parlament verwies auf Berichte, 
nach denen in Iran derzeit mehr als 
hundert Häftlinge mit der Hinrichtung 
für Vergehen rechnen müssen, die sie 
als Minderjährige begangen hatten. Un-
ter ihnen seien auch junge Leute, die 
wegen gleichgeschlechtlicher Beziehun-
gen zum Tode durch Steinigung verur-
teilt wurden. An das im März neu ge-
wählte iranische Parlament appellier-
ten die EU-Abgeordneten, Hinrichtungen 
von Straftätern im Kindesalter abzu-
schaffen. 
  
 
Iranischer Schriftstellerverband zu  
Menschenrechtverletzungen  
 
Irans Schriftstellerverband hat in An-
betracht der zunehmenden Verschärfung 
der politischen Lage im Land am 25. 
Juni folgende Erklärung veröffent-
licht: 
 
„Nach zunehmenden staatlichen Repres-
sionen gegen diverse Gesellschafts-
gruppen, insbesondere gegen Aktivis-
ten, die sich um die Erringung von 
Freiheit und die Durchsetzung der Men-
schen- und Bürgerrechte bemühen, sind 
wir Zeuge von neuen Festnahmen, Dro-
hungen und harten Gerichtsurteilen. 
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Ein kurdischer Menschenrechtsaktivist 
wurde zu 11 Jahren Gefängnis verur-
teilt und einige aktive junge Frauen 
und Männer in (iranisch) Kurdistan und 
Azarbaidschan warten auf dasselbe 
Schicksal. 
 
Die Selbstmorde unter Studenten, die 
Repressionen ausgesetzt sind, haben 
einen neuen Höhepunkt erreicht. Die 
Festnahmen und Verhöre der Studenten 
mehren sich, täglich nimmt die Zahl 
der Inhaftierten zu. Religiöse Minder-
heiten, darunter die Bahais und die 
Gonabadi Derwische, werden massiv ver-
folgt und Qualen ausgesetzt. Einige 
von ihnen befinden sich in Haft. Ihnen 
wird das Recht auf anwaltliche Vertre-
tung verwehrt. Politische Gefangene, 
vor allem Andersdenkende, die sich 
weigern, die aufgezwungenen Meinungen 
der Regierung zu übernehmen, werden 
denunziert und Qualen ausgesetzt. Je-
der Protest der Arbeiter, auch der je-
ner Arbeiter, die einfachste gewerk-
schaftliche Forderungen stellen, wie 
die Forderung nach der Zahlung ihres 
seit Monaten nicht ausgezahlten Lohns 
oder der Sicherung ihres Arbeitsplat-
zes, wird mit Gewalt unterdrückt. Dut-
zenden Kindern droht wegen angeblicher 
Straftaten die Todesstrafe. Die Re-
pressionen gegen Frauenrechtlerinnen 
dauern fort. Zeitungen und Presse- und 
Kulturverbände werden unter kon-
struierten Vorwänden verboten. 
 
Wir warnen abermals die Regierung vor 
der Fortsetzung dieser menschenfeind-
lichen Maßnahmen und der schwer ge-
trübten gesellschaftlichen Atmosphäre, 
die alle Menschen, die in Iran und in 
der ganzen Welt für Freiheit kämpfen, 
in Wut versetzen und ihnen große Sor-
gen bereiten.“  
 
 
Meinungsumfrage zum Atomkonflikt 
 
Die Internetzeitung Tabnak, die dem 
früheren Chef der Revolutionswächter, 
Mohsen Rezai, nahe steht, hat zum ira-
nischen Atomkonflikt eine Meinungsum-
frage durchgeführt. Konkret wurde die 
Frage gestellt, wie sich Iran zum 
jüngsten Angebot der 5+1-Staaten 
(ständige Mitglieder des UN-
Sicherheitsrats plus Deutschland) 
stellen soll. Nach Angaben der Zeitung 
haben innerhalb von 72 Stunden 35000 
Personen an der Umfrage teilgenommen. 
Dabei haben sich 24,32 Prozent für ei-
ne radikale Ablehnung ausgesprochen, 
21,38 Prozent stimmten für eine bedin-
gungslose Zustimmung. Die meisten 
Teilnehmer (50,46) plädierten für eine 

grundsätzliche Zustimmung und Änderung 
einiger Teile des Vorschlags und nur 
3,84 Prozent waren der Ansicht, dass 
auf das Angebot überhaupt nicht rea-
giert werden soll. 
 
Die Umfrage zeige eindeutig, dass die 
Iraner eine radikale Lösung ablehnen, 
schreibt Tabnak. 
 
 
Kurioses Ultimatum: Entweder Heirat 
oder Entlassung 
 
Eine Firma im Süden Irans hat ihren 
ledigen Angestellten ein kurioses und 
einzigartiges Ultimatum gestellt: Sie 
müssten bis zum Ende des Sommers hei-
raten oder es drohe ihnen die Entlas-
sung. Eine Kopie des Rundschreibens 
der Firma Pars Special Economic Energy 
Zone am Persischen Golf war seit An-
fang Juni auf iranischen Internetsei-
ten zu lesen, wurde jedoch eher als 
Witz angesehen. Doch am 10. Juni bes-
tätigten mehrere iranische Zeitungen 
das Ultimatum der Firma. Von amtlicher 
Seite gab es dagegen keinen Kommentar. 
 
In dem Schreiben werden die ledigen 
Angestellten aufgefordert, bis zum 21. 
September den „heiligen und religiös 
wichtigen“ Bund der Ehe einzugehen, 
sonst werde ihr Vertrag nicht verlän-
gert. Trotz der strikten islamischen 
Gesetze und Vorschriften, wonach au-
ßereheliche Beziehungen tabu sind, hat 
es in den letzten 30 Jahren solch ein 
Ultimatum noch nicht einmal von irani-
schen Behörden gegeben. Ledige Männer 
werden von Arbeitgebern eher bevor-
zugt. 
     
 
Entführter japanischer Rucksacktourist 
freigekommen 
 
Nicht ganz ernstgemeinte Schimpfe hat 
ein japanischer Rucksacktourist bekom-
men, der acht Monate lang in Iran ver-
schleppt war und Mitte Juni nach Japan 
zurückkehrte. „Ich muss Sie für Ihre 
Taten tadeln, aber ich bin wirklich 
entzückt, Sie zu sehen“, sagte Außen-
minister Masahiko Komura bei einem 
Empfang des befreiten 23-Jährigen am 
23. Juni in Tokio. “Ich bin so froh, 
dass Sie sicher heimgekommen sind“, 
sagte der Minister lächelnd. Satoshi 
Nakamura, der im Oktober von Banditen 
in Iran entführt und unter nicht näher 
bekannten Umständen freigelassen wor-
den war, bat pflichtschuldig um Ver-
zeihung. „Ich bin mir sehr wohl dar-
über im Klaren, wie viel Kummer ich 
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verursacht habe“, sagte der junge 
Mann. 
 
Nakamura war nach Angaben iranischer 
Behörden von der Bande eines gewissen 
Ismail Schahbachsch in der Nähe der 
historischen Stadt Bam im Südosten I-
rans entführt worden. Die Region im 
Dreiländereck von Iran, Pakistan und 
Afghanistan ist für ihre Räuberbanden 
berüchtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

II. Wirtschaft 
 
Iran zieht sich aus deutschen Aktien 
zurück 
 
Iran löst seine Wertbestände in 
Deutschland auf. Wie aus Daten der 
Bundesbank hervorgeht, die der Wochen-
zeitung „Die Zeit“ vorlagen, hat das 
wegen seines Atomprogramms internatio-
nal in der Kritik stehende Land allein 
im ersten Quartal dieses Jahres per 
saldo deutsche Aktien, Investmentzer-
tifikate und Anleihen im Wert von 11 
Millionen Euro verkauft. Auch 2007 ü-
berstieg der Wert der Verkäufe jenen 
der Käufe um 22 Millionen. 
 
Wirtschaftliche Erwägungen allein kön-
nen die Auflösung der Depots laut Ex-
perten nur schwer erklären. Alle ande-
ren ausländischen Investoren haben im 
gleichen Zeitraum massiv Geld nach 
Deutschland gebracht. Im ersten Quar-
tal flossen per saldo 7,7 Milliarden 
Euro aus dem Ausland in deutsche Wert-
papiermärkte. Auch Iran hatte noch im 
Jahr 2005 seine Bestände in Deutsch-
land um 214 Millionen Euro aufge-
stockt. 
 
Vermutet wird, dass die Angst vor neu-
en Sanktionen für die Auflösung der 
Depots verantwortlich ist. 
 
Indes hat Iran Medienberichten zufolge 
kurz vor den neuen EU-Sanktionen aus 
Angst vor dem Einfrieren seiner Vermö-
genswerte rund 75 Milliarden Dollar 
von europäischen Banken abgezogen. Die 
Summe sei auf Anweisung von Präsident 
Ahmadinedschad zurück nach Iran trans-
feriert worden, berichtete die Wochen-
zeitung „Schahrwand-e Emrus“ am 16. 
Juni. Unter Berufung auf ein hochran-
giges Regierungsmitglied hieß es, ira-
nisches Vermögen bei europäischen Ban-
ken sei teils in Gold und Aktien umge-
wandelt und teils bei asiatischen In-
stituten angelegt worden. 
 
Zwei Tage später wurde die Nachricht 
offiziell aus Teheran dementiert. 
Trotz drohender Sanktionen werde kein 
Geld aus Europa abgezogen. „Wir haben 
das nicht einmal in Betracht gezogen“, 
sagte Ali Diwandari, Chef der größten 
staatlichen Bank Mellat, laut einem am 
18. Juni veröffentlichten Bericht der 
halbamtlichen Nachrichtenagentur Mehr. 
„Iranische Banken haben kein Problem 
mit europäischen Banken und es gibt 
keinen Anlass, iranisches Vermögen von 
europäischen Banken zu transferieren“, 
zitierte zudem die Zeitung „Iran News“ 
den Direktor, gegen dessen Institut 
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die USA im Oktober Sanktionen verhängt 
haben. Offenbar sagte der Direktor 
entweder nicht die Wahrheit oder er 
ahnte zu diesem Zeitpunkt nicht, dass 
wenige Tage später die EU weitere 
Sanktionen und auch Maßnahmen gegen 
iranische Banken beschließen wird. 
 
 
OPEC geht von Ölpreis bis 170 Dollar 
in diesem Sommer aus   
 
Die Organisation Erdöl exportierender 
Länder (OPEC) geht davon aus, dass der 
Ölpreis im Sommer von derzeit 135 auf 
bis zu 170 Dollar pro Fass hochschnel-
len wird. „Ich rechne mit Preisen von 
150 bis 170 Dollar im Laufe des Som-
mers“, sagte der OPEC-Vorsitzende 
Tschakib Chelil am 26. Juni dem fran-
zösischen Sender France 24. Verschärfe 
sich allerdings der Konflikt um das 
iranische Atomprogramm, werde dies die 
Ölpreise noch stärker hochtreiben. 
Schlimmsten Falls – wenn etwa die Öl-
produktion im OPEC-Mitgliedsstaat Iran 
still liege – könnte der Ölpreis sogar 
„auf 200, 300, 400 Dollar“ steigen. 
 
Kurzfristig hänge „alles“ von der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) und ihrer 
Entscheidung über eine Zinserhöhung 
ab. „Dann, glaube ich, wird der Öl-
preis steigen“, sagte Chelil. Experten 
erwarten, dass die EZB ihre Zinsen 
demnächst anhebt, um der Inflation ei-
nen Riegel vorzuschieben. Dies könnte 
den Euro gegenüber dem Dollar weiter 
stärken. Öl wird in der US-Währung be-
zahlt, weshalb ein schwächerer Dollar 
die Öl-Nachfrage aus Nicht-Dollar-
Ländern ankurbeln könnte. Die EZB will 
Anfang Juli ihre Entscheidung bekannt 
geben.   
  
 
Ahmadinedschad: Ölmarkt gut versorgt 
 
Iran sieht trotz weiter steigender 
Preise keinen Engpass auf dem Ölmarkt. 
Die Bestände seien hoch und der jüngs-
te Preisanstieg sei künstlich herbei-
geführt, sagte Ahmadinedschad am 17. 
Juni. Er verwies insbesondere auf den 
Dollar, der bewusst schwach gehalten 
werde. Iran als viertgrößter Öl-
Exporteur hat schon in der Vergangen-
heit betont, dass die Preisexplosion 
bei dem Energierohstoff in erster Li-
nie auf Spekulationsgeschäfte zurück-
zuführen sei. 
 
Der Preis für ein Barrel US-Leichtöl 
hatte Mitte Juni vorübergehend ein 
neues Rekordhoch von fast 140 Dollar 
erreicht. Dann entspannte sich die La-

ge wieder und der Preis sank auf 135 
Dollar. Doch die Drohungen Israels, 
Iran anzugreifen, trieben den Preis 
abermals in die Höhe. Bei Redaktions-
schluss lag er bei knapp 143 Dollar.  
 
 
Indien will Pipeline-Abkommen mit Iran 
und Pakistan unterzeichnen 
 
Indien will nach Regierungsangaben in 
den kommenden Wochen ein seit langem 
geplantes Abkommen mit Iran und Pakis-
tan über eine Gas-Pipeline unterzeich-
nen. Der indische Ölminister Murli De-
ora sagte dem Nachrichtensender NDTV 
am Rande des Ölgipfels in Dschidda in 
einem am 23. Juni ausgestrahlten Be-
richt, er rechne innerhalb von vier 
bis fünf Wochen mit der Unterzeichnung 
des Vertrages über die Iran-Pakistan-
Indien-Pipeline. „Es gab kleinere 
Probleme, die geregelt wurden.“ Das 
anhaltende Wirtschaftswachstum führt 
zu einer Zunahme des indischen Ener-
giebedarfs. 
 
Die Pipeline wird seit 1989 geplant. 
Verhandlungen begannen 1994. Wegen in-
disch-pakistanischer Spannungen wurde 
das Projekt zeitweise auf Eis gelegt. 
Die USA hatten sich in der Vergangen-
heit wegen der Beteiligung Irans gegen 
die Pipeline ausgesprochen. Indien 
hatte an dem Projekt festgehalten. In-
dien und die USA haben ihrerseits ei-
nen Vertrag über die Kooperation im 
zivilen nuklearen Bereich ausgehan-
delt. Die linken und traditionell US-
feindlichen Parteien in Indien haben 
allerdings gedroht, der Minderheitsre-
gierung in Neu Delhi die Unterstützung 
zu entziehen, sollte sie die Umsetzung 
des Vertrages vorantreiben. Dann wür-
den vorgezogene Wahlen in Indien wahr-
scheinlich.   
 
 
Festnahme wegen geplanten Waffenhan-
dels mit Iran 
 
Wegen einer geplanten Lieferung waf-
fenfähigen Materials an Iran ist ein 
62-jähriger Deutscher festgenommen 
worden. Er sei dringend verdächtigt, 
als Geschäftsführer einer in Rhein-
land-Pfalz ansässigen Firma zwischen 
Mai 2007 und Juni 2008 – entgegen den 
Bestimmungen des so genannten Iran-
Embargos – ein Umgehungsgeschäft orga-
nisiert zu haben, teilte die Bundesan-
waltschaft am 23. Juni in Karlsruhe 
mit. 
 
Gemeinsam mit einem türkischen Ge-
schäftspartner soll der 62-jährige die 
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Ausfuhr von zum Raketenbau nutzbarem 
Material nach Iran verabredet haben. 
Das Material sollte den Angaben zufol-
ge an einen in der Embargoverordnung 
gelisteten Empfänger gehen. Die Liefe-
rung sei aber durch den Zugriff, der 
bereits am 20. Juni erfolgte, verhin-
dert worden. 
 
Der Beschuldigte wurde laut Bundesan-
waltschaft noch am 20. Juni dem Er-
mittlungsrichter des Bundesgerichts-
hofs vorgeführt, der Haftbefehl wegen 
des Verdachts eines Verstoßes gegen 
das Außenwirtschaftsgesetz erließ. 
 
 
Anklage gegen Deutsch-Iraner wegen 
Hilfe für Atomprogramm  
 
Die Bundesanwaltschaft hat einen 
Deutsch-Iraner wegen illegaler Ge-
schäfte im Zusammenhang mit dem irani-
schen Atomprogramm angeklagt. Der 48 
Jahre alte Mohsen V. werde verdäch-
tigt, die Lieferung von strahlungsfes-
ten Detektoren in die Islamische Repu-
blik angestrebt zu haben, teilte die 
Behörde am 26. Juni in Karlsruhe mit. 
Die Geräte fielen unter das Iran-
Embargo und sollten aus den USA mit 
Hilfe eines in Rheinland-Pfalz ansäs-
sigen Unternehmens beschafft werden. 
Für den Weitertransport der Detektoren 
von Deutschland nach Iran seien beim 
Bundesamt für Ausfuhrkontrolle falsche 
Angaben gemacht worden. Allerdings ha-
be das rheinland-pfälzische Unterneh-
men Abstand von dem Geschäft genommen. 
 
Die Bundesanwaltschaft wirft dem 48-
jährigen auch vor, die Lieferung von 
für das Atomprogramm geeigneten Hoch-
geschwindigkeitskameras vermittelt zu 
haben. Zudem habe der Mann nichtsicht-
taugliche Ferngläser, die unter das 
Embargo fallen, nach Iran liefern wol-
len. Der Deutsch-Iraner sitzt seit No-
vember in Untersuchungshaft. Formal 
wirft ihm die Bundesanwaltschaft Ver-
stöße gegen das Kriegswaffenkontroll– 
und das Außenwirtschaftsgesetz vor. 
 
 
Stichwort: Bank Melli, staatliches 
Geldinstitut 
 
Die von den jüngsten EU-Sanktionen be-
troffene Bank Melli gehört zu 100 Pro-
zent dem iranischen Staat. Mit welt-
weit mehr als 3000 Filialen und rund 
45000 Beschäftigten ist die Bank nach 
eigenen Angaben die größte iranische 
Geschäftsbank. Die einzige deutsche 
Niederlassung in Hamburg wurde 1965 
eröffnet. In der Bundesrepublik ist 

die Bank Melli als Handelsbank tätig 
und hat eine wichtige Funktion im Ex-
port und Import zwischen Europa und 
Iran. 
 
Die 1928 gegründete Bank erreichte 
2006/07 ein Geschäftsvolumen von 963 
Millionen Euro nach 889 Millionen im 
Geschäftsjahr davor. Die Bilanzsumme 
wurde mit 685 Millionen Euro angegeben 
(2005/06: 693 Millionen). Der Jahres-
überschuss verringerte sich im am 31. 
März 2007 endenden Geschäftsjahr auf 
9,01 Millionen Euro nach 10,6 in der 
Vergleichsperiode. 
 
Laut Beschluss der EU sollen die Gel-
der der Bank Melli eingefroren werden. 
Das heißt schlicht: Das Vermögen der 
Bank muss dort bleiben, wo es gerade 
ist – also beispielsweise in Deutsch-
land auf den Konten von Geschäftsban-
ken und der Bundesbank. Die Institute 
haben darauf zu achten, dass die Bank 
nicht das Geld auf andere Konten über-
weist oder sonstige Geschäfte damit 
tätigt. Auch der Zufluss von Geldern 
auf die Konten der Bank wird unterbun-
den. Neugeschäfte sind damit für die 
Bank Melli faktisch nicht mehr mög-
lich. 
 
Überwacht werden solche Sanktionen 
nach Angaben der Bundesbank nicht ge-
sondert: Jedes der 2300 Geldinstitute 
in Deutschland sei mit der Veröffent-
lichung der Sanktion dazu verpflich-
tet, auf deren Einhaltung zu achten. 
Per Rundschreiben informiert die Bun-
desbank zusätzlich die Institute. Zu-
dem gibt es turnusmäßige Prüfungen et-
wa der Bundesbank auf mögliche Verstö-
ße. Neben den Geldern der Bank Melli 
ist nach Angaben der Bundesbank seit 
März 2007 auch das Vermögen der irani-
schen Bank Sepah eingefroren. 
 
 
 
Sonnenbänke verboten 
 
Iran hat den Gebrauch und Import von 
Sonnenbänken verboten – offiziell aus 
Gesundheitsgründen. Wie der staatliche 
Rundfunk am 25. Juni auf seiner Web-
seite berichtete, wollen die Behörden 
Solarien in Hotels, Schönheitssalons 
und Sportstudios schließen lassen. Die 
Betreiber müssten mit strafrechtlichen 
Konsequenzen rechnen. Begründet wurden 
die mit der iranischen Atomenergiebe-
hörde und dem Handelsministerium koor-
dinierten Maßnahmen mit Strahlenschutz 
am Arbeitsplatz und in der Öffentlich-
keit. Die Iraner wurden aufgefordert, 
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Betreiber von Sonnenstudios anzuzei-
gen. 
 
Sonnenbänke sind in den vergangenen 
Jahren insbesondere unter Iranerinnen 
sehr populär geworden. Wegen der 
strengen islamischen Kleidungsvor-
schriften bietet sich ihnen nur an we-
nigen Orten die Gelegenheit zum Son-
nenbad im Freien.    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

III. Außenpolitik 
 
Solanas Atom-Angebot an Iran 
 
Bei einem offiziellen Besuch in Tehe-
ran hat der EU-Außenbeauftragte Javier 
Solana der iranischen Regierung ein 
neues Angebot unterbereitet, in dem 
Iran bei einem Stopp der Urananreiche-
rung Unterstützung auf den Gebieten 
Handel, Finanzen, Landwirtschaft und 
Spitzentechnologie zugesagt wird. Das 
geht aus einem Dokument hervor, das am 
18. Juni vom US-Außenministerium ver-
öffentlicht wurde. Zudem soll Iran 
beim Bau eines Leichtwasserreaktors 
nach dem aktuellen Stand der Technik 
unterstützt und künftig mit Kernbrenn-
stoff versorgt werden. Sobald das „in-
ternationale Vertrauen“ wieder herge-
stellt sei, soll Iran laut dem Vor-
schlag auch von Forschung und Entwick-
lungen auf dem Gebiet der Atomenergie 
profitieren. 
 
Im Wirtschaftsbereich soll Teheran im 
Gegenzug für eine Kooperation die In-
tegration in internationale Strukturen 
wie die Welthandelsorganisation (WTO) 
erleichtert werden. Iran könnte laut 
dem Dokument Hilfe bei der Lebensmit-
telproduktion, beim Umweltschutz und 
bei Infrastrukturprojekten erwarten. 
Auch Flugzeuge und Flugzeugteile dürf-
ten wieder aus dem Ausland nach Iran 
geliefert werden. 
 
Solana hatte das Angebot der fünf UN-
Vetomächte und Deutschlands am 14. Ju-
ni dem iranischen Außenminister Manu-
chehr Mottaki überreicht. Das Angebot 
sei „großzügig und umfassend“, sagte 
Solana. Damit zeigten die beteiligten 
Staaten ihren Wunsch nach „konstrukti-
ven und kooperativen Beziehungen mit 
Iran bei der Atomenergie und in vielen 
anderen Bereichen“. Iran solle dabei 
unterstützt werden, ein modernes Pro-
gramm zur wirtschaftlichen Nutzung der 
Kernenergie zu entwickeln. „Wir hoffen 
auf eine schnelle und positive Ant-
wort“, sagte Solana. 
 
Teheran hatte jedoch zuvor angekün-
digt, jeden Vorschlag abzulehnen, der 
einen Stopp des umstrittenen Atompro-
gramms zur Bedingung macht. Solana 
verhandelt sei 2006 im Auftrag der 
Sechsergruppe (USA, China, Russland, 
Großbritannien, Deutschland und Frank-
reich) mit Iran über sein Atompro-
gramm. Das jetzige Angebot ist eine 
Neuauflage des Angebots von 2006. 
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In dem Begleitbrief zu dem Angebot 
hieß es, Verhandlungen könnten begin-
nen, sobald Iran die Urananreicherung 
einstelle. Umso erstaunlicher war, 
dass wenige Stunden nach Solanas Be-
such Präsident Bush in Paris sich über 
Irans Haltung enttäuscht zeigte. „Ich 
bin enttäuscht, dass die iranische 
Führung das großzügige Angebot sofort 
ablehnte“, sagte der Präsident. Die 
iranische Regierung manövriere ihr 
Volk damit weiter in die Isolation. 
Dabei hatte Irans Außenminister er-
klärt, seine Regierung werde den Vor-
schlag eingehend prüfen. Erstaunlich 
war auch, dass der EU-Ministerrat we-
nige Tage nach Einreichung des Ange-
bots, ohne Teherans Stellungnahme ab-
zuwarten, härtere Sanktionen gegen I-
ran beschloss. (s. dazu den folgenden 
Bericht)       
    
 
Verschärfte EU-Sanktionen gegen Iran 
 
Im Atomstreit mit Teheran hat die Eu-
ropäische Union ihre Sanktionen gegen 
Iran verschärft: Der EU-Ministerrat 
beschloss am 23. Juni in Brüssel, ira-
nisches Vermögen in der EU einzufrie-
ren. Vor allem der iranischen Großbank 
Melli (s. Seite 10), über die ein we-
sentlicher Teil der Geschäftsbeziehun-
gen zwischen europäischen und irani-
schen Firmen läuft, wurde damit die 
weitere Arbeit an den Standorten in 
Hamburg, London und Paris unmöglich 
gemacht. Über die Höhe der iranischen 
Vermögen in der EU gab es zunächst 
keine Angaben. Die Hamburger Filiale 
war nach Angaben der Bank-Sprecherin 
Sabine Hummerich am 23. Juni noch 
nicht über Sanktionen informiert. 
 
Der Beschluss der zuvor im Kreis der 
EU-Botschafter ausgehandelten Sankti-
onsverschärfungen erfolgte ohne Dis-
kussion. Die Staatsbank Melli gehört 
zu einer Reihe von Finanzinstituten, 
deren Vermögen eingefroren wurde. Zu-
dem wurde die Liste jener Iraner, die 
nicht in die EU einreisen dürften, er-
weitert.  
 
Am 24. Juni wurden die Sanktionsbe-
schlüsse im Amtsblatt der EU veröf-
fentlicht und traten damit in Kraft. 
In der amtlichen Bekanntgabe wurden 
auch die Vorwürfe gegen die Bank Melli 
präzisiert. Der Bank wird vorgeworfen, 
Finanzmittel für Unternehmen, „die Gü-
ter für Irans Nuklear- und Raketenpro-
gramm beschaffen oder an deren Be-
schaffung beteiligt sind“, bereitge-
stellt zu haben. „Die Bank Melli dient 
als Vermittler für Irans sensible Ge-

schäfte“, heißt es in dem Beschluss 
zum Einfrieren des Vermögens der Bank. 
Die Bank habe „mehrfach den Kauf sen-
sibler Materialien für Irans Nuklear- 
und Raketenprogramm vermittelt“ und 
„eine Reihe von Finanzleistungen im 
Auftrag von Einrichtungen getätigt, 
die mit der iranischen Nuklear- oder 
Raketenindustrie verbunden sind“. 
 
Die EU erließ auch Einreiseverbote für 
20 Personen. Zu ihnen gehören der Lei-
ter der Atomenergieorganisation Irans 
(AEOI), Gholamreza Aghazadeh, der Lei-
ter des Kernforschungszentrums Tehe-
ran, Ali Reza Chanchi und der Minister 
für Verteidigung und Logistik der 
Streitkräfte, Brigadegeneral Mostafa 
Mohammad Nadschar. 
 
EU-Diplomaten zufolge, handelte es 
sich bei den neu beschlossenen Sankti-
onen um „ergänzende Maßnahmen“ zu den 
Iran-Resolutionen des Weltsicherheits-
rates. Der UN-Sicherheitsrat hatte im 
März dieses Jahres in der Resolution 
1803 alle Staaten zur „Wachsamkeit“ 
gegenüber der Bank Melli und der Bank 
Saderat aufgefordert, um „Aktivitäten 
zu verhindern, die zur Weiterverbrei-
tung kritischer Nuklearaktivitäten 
führen könnten“. 
 
Die EU bekräftigte zugleich den Wunsch 
nach Verhandlungen über eine Lösung 
des Atomkonflikts. Gerade wenige Tage 
zuvor hatte  EU-Außenbeauftragter Ja-
vier Solana ein neues Angebot der fünf 
ständigen Mitglieder des UN-
Sicherheitsrats und Deutschlands an 
Iran vorgelegt(s. Seite 11). Das Ver-
halten der EU. Sanktionen zu beschlie-
ßen, ohne eine Stellungnahme Irans zu 
dem Angebot abzuwarten, erweckte bei 
politischen Beobachtern Erstaunen.  
 
Inzwischen hat Iran mehrfach gegen die 
Sanktionen protestiert (s. die folgen-
den Seiten), aber noch keine konkreten 
Schritte angekündigt. Sollte Iran sei-
ne Zahlungen an deutsche Unternehmen 
einstellen, könnten auf den Bund vor-
aussichtlich Haftungsansprüche aus 
Hermes-Exportbürgschaften in Höhe von 
mehreren Milliarden Euro zukommen, 
hieß es in EU-Kreisen. Die EU hatte 
bereits am 10. Juni nach dem Gipfel-
treffen mit US-Präsident George W. 
Bush in Brdo (Slowenien) „ergänzende 
Maßnahmen“ zu den UN-Sanktionen ange-
kündigt. Damit solle verhindert wer-
den, dass iranische Banken eine Wei-
terverbreitung von Atomwaffentechnolo-
gie und den Terrorismus unterstützen.     
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Der iranische Analyst Said Lailas sag-
te der Nachrichtenagentur AP, die eu-
ropäischen Sanktionen gegen die Bank 
Melli bedeuteten eine weitere Isolie-
rung der iranischen Wirtschaft, weil 
sie Importe verteuern würden. „Das 
wird die Inflation in die Höhe trei-
ben, aber gleichzeitig der Regierung 
helfen, für ihre eigenen Fehler die 
Sanktionen verantwortlich zu machen“, 
sagte Lailas. Der britische Nahost-
Experte Christopher Pang vom königli-
chen Institut der Streitkräfte äußerte 
dagegen die Einschätzung, eine Ver-
schlechterung der Wirtschaftslage in 
Iran könnte der Opposition nützen. 
 
 
Teheran bezeichnet die Sanktionen als 
„absurd“ 
 
Iran hat die Verschärfung der EU-
Sanktionen als „absurd“ bezeichnet. 
Teheran verurteile „diese Art von il-
legalen, widersprüchlichen Initiati-
ven“ aufs Schärfste, sagte der Spre-
cher des Außenministeriums, Mohammad 
Ali Hosseini am 24. Juni. Er sprach 
von einer „EU-Politik mit Zuckerbrot 
und Peitsche“ und beklagte eine Dop-
pelmoral der Europäischen Union. Diese 
Politik werde Iran nicht davon abhal-
ten, seine nuklearen Rechte umzuset-
zen. „Solche Initiativen werden nur 
Irans Willen stärken, seine (Nuklear-) 
Rechte zu realisieren“, teilte der 
Sprecher weiter mit. Die neuen Sankti-
onen schadeten nur den europäischen 
Interessen in Iran. 
 
Auch Präsident Ahmadinedschad reagier-
te wenige Stunden nach Hosseini mit 
heftiger Kritik an den EU-Beschlüssen. 
Einige „Tyrannen“ in der Welt hätten 
Iran längst verurteilt und wollten das 
Nuklearprogramm stoppen. „Ein Ge-
richtshof sollte gebildet werden, um 
alle zu richten und zu bestrafen, die 
versuchen, die Rechte der iranischen 
Nation zu verletzen“, sagte Ahmadined-
schad der amtlichen Nachrichtenagentur 
IRNA zufolge vor einer Gruppe von Ju-
risten in Teheran. Zuvor hatte Teheran 
Bereitschaft zu neuen Verhandlungen 
signalisiert, eine Einstellung der U-
rananreicherung aber kategorisch abge-
lehnt. 
 
 
Scharfe Attacken Laridschanis gegen EU 
 
„Wir nähern uns dem Schlusspfiff des 
Spiels“, sagte der neue Parlamentsprä-
sident und ehemalige Verhandlungsfüh-
rer im Atomkonflikt, Ali Laridschani, 
am 26. Juni vor dem iranischen Parla-

ment. „Es war genau die doppelbödige 
Strategie der USA, die in den letzten 
Jahren deren Nahost-Politik in die 
Sackgasse geführt hat. Es ist erstaun-
lich, dass nun auch Europa langsam, 
aber sicher denselben verhängnisvollen 
Weg beschreitet.“ Heute würden die 
Themen Menschenrechte und das irani-
sche Atomprogramm von westlichen Dip-
lomaten und Medien zur Durchsetzung 
einer listigen Strategie zum Vorwand 
genommen, fuhr Laridschani fort. „Ihr 
habt doch Herrn Solana zu Verhandlun-
gen über euer Angebot nach Iran ge-
schickt. Doch am selben Tag, noch be-
vor das Angebot uns vorlag, äußerte 
sich Herr Bush über eine iranische Ab-
lehnung besorgt“. 
 
Bezug nehmend auf die von der EU be-
schlossenen Sanktionen sagte Larid-
schani: „Wenn wir ernsthaft über das 
Angebot verhandeln sollten, dann ist  
nicht zu verstehen, warum ihr zum An-
griff übergegangen seid, bevor wir das 
Angebot prüfen und darauf reagieren 
konnten. Dennoch redet ihr von ver-
trauensbildenden Maßnahmen!“ 
 
Während die Rede Laridschanis immer 
wieder vom Beifall der Abgeordneten 
unterbrochen wurde, sprach er das aus, 
was unzweideutig als eine noch nie von 
offizieller Seite ausgesprochene War-
nung an Europa verstanden werden muss-
te. „Ich empfehle euch, nehmt die War-
nung von Herrn El Baradei (s. Seite 
17) ernst. Lasst ab von weiteren Pro-
vokationen. Sonst werdet ihr mit voll-
endeten Tatsachen konfrontiert werden, 
bei denen es keinen Rückweg mehr zu 
Verhandlungen geben wird.“ Mit vollen-
deten Tatsachen kann nur der Bau der 
Atombombe gemeint sein. 
 
Weiterhin warnte Laridschani die Euro-
päer: „Stellt keine falschen Rechnun-
gen auf, sonst wird die Zeche noch hö-
her. Die Völker Irans und der Region 
nehmen eure Aktivitäten genau unter 
die Lupe. Ihr wisst sehr wohl, dass 
ihr mit eurer falschen Strategie im 
Irak, im Libanon und Afghanistan 
nichts als Hass geerntet habt. Mit 
dieser trügerischen doppelten Strate-
gie befindet ihr euch in der gesamten 
Region an der Schwelle einer auswegs-
losen Sackgasse. Ihr steht vor dem 
Schlusspfiff zu einem sicher verlore-
nen Spiel.“ 
 
Abschließend sagte Laridschani, der 
Vorsitzende des Nationalen Sicher-
heitsrat Irans habe die Bereitschaft 
Irans zur Aufnahme von Verhandlungen 
erklärt und das Parlament habe die 
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Entscheidung unterstützt. „Wir werden 
euer Verhalten genau unter die Lupe 
nehmen. Sollten wir den Eindruck ha-
ben, dass ihr einseitige Entscheidun-
gen trefft und euer Angebot nur als 
Vorwand benutzt, um rechtswidrige Maß-
nahmen zu treffen, dann könnt ihr si-
cher sein, dass wir einen anderen Weg 
wählen werden. Die Verantwortung für 
die Folgen liegt eindeutig bei euch.“        
 
  
Sarkozy für harte Sanktionen    
 
Eine nukleare Aufrüstung in Iran wäre 
für den französischen Präsidenten Ni-
colas Sarkozy „nicht hinnehmbar“. Is-
rael stehe nicht allein, die ganze EU 
sei über das iranische Atomprogramm 
besorgt, sagte Sarkozy am 23. Juni in 
einer Rede vor dem israelischen Parla-
ment in Jerusalem. 
 
Sarkozy beschwor schon im vergangenen 
Jahr eine katastrophale Alternative 
zwischen „einer Bombe Irans oder Bom-
ben auf Iran“. In Jerusalem forderte 
er eine „sehr entschiedene Reaktion 
der Staatengemeinschaft“ und sprach 
sich für schärfere Sanktionen gegen 
Teheran aus. 
 
 
USA begrüßen verschärfte EU-Sanktionen  
 
Die USA haben die Verschärfung der EU-
Sanktionen im Atomstreit mit Iran be-
grüßt. Es sei „wichtig, dass die in-
ternationale Gemeinschaft den Druck 
auf das iranische Regime weiter er-
höht, solange dieses sich weigert, die 
Resolutionen des UN-Sicherheitsrats zu 
erfüllen und seine Uran-Anreicherung 
einzustellen“, sagte der Sprecher des 
US-Außenministeriums, Tom Casey, am 
23. Juni in Washington. Er fügte hin-
zu, die USA würden es vorziehen, „dass 
Iran einen anderen Weg wählt“. Aus-
drücklich verwies Casey auf das Anfang 
Juni vorgelegte EU-Angebot zur Beile-
gung des Konflikts. 
 
 
Japan ruft zu friedlicher Lösung des 
Atomstreits auf 
 
Der japanische Ministerpräsident Yasuo 
Fukuda hat im Atomstreit mit Iran zu 
einer friedlichen Lösung durch Dialog 
aufgerufen. Es sei wichtig, den irani-
schen Präsidenten Mahmud Ahmadined-
schad „nicht allein zu lassen“, sagte 
Fukuda am 17. Juni in Tokio im Ge-
spräch mit dem Leiter der größten 
Nachrichtenagenturen aus den G8-
Ländern. Es sei wichtig, immer wieder 

das Gespräch zu suchen. Eine friedli-
che Lösung sei „absolut nötig“ und da-
zu müssten alle betroffenen Länder ihr 
Bestmögliches tun, sagte Fukuda.  
 
 
Grüne im Europaparlament: EU-
Sanktionen sind gefährliches Spiel 
 
Zu den von der EU gegen Iran beschlos-
senen Sanktionen meinte die grüne EU-
Abgeordnete Angelika Beer am 23. Juni: 
„Die EU begibt sich mit ihren neuesten 
Sanktionen in ein gefährliches Spiel: 
Mit dem Beschluss, die Guthaben der 
iranischen Bank einzufrieren, entzieht 
sie ihrem eigenen Verhandlungsvor-
schlag die Grundlage.“ 
 
Offensichtlich habe die EU das von So-
lana überbrachte Verhandlungsangebot 
selbst nicht ernst genommen. Sie tor-
pediere es, bevor von iranischer Seite 
eine Prüfung vorgenommen sei, erklärte 
Beer der Presse. „Das Vorgehen der EU 
in einer sich zuspitzenden Krise, die 
von militärischen Angriffsplänen gegen 
Iran immer explosiver wird, kommt ei-
nem politischen Amoklauf gleich. Die 
Peitsche ist nicht zur Verteidigung 
des Zuckerbrots gedacht. Der EU-
Politik gegenüber Iran fehlt eine kla-
re Richtung: eine klare Abrüstungs- 
und Nichtverbreitungsperspektive. Ziel 
muss eine friedliche Verhandlungslö-
sung bleiben. Diese kann nur ohne Vor-
bedingungen, Drohgebärden und Sanktio-
nen gelingen.“ 
 
 
Iranische Bank will gerichtlich gegen 
EU-Sanktionen vorgehen 
 
Die Bank Melli will gerichtlich gegen 
die von der EU verhängten Sanktionen 
vorgehen. Die juristischen Berater der 
Bank hätten bereits eine Klage beim 
zuständigen Gericht in London einge-
reicht, sagte Generaldirektor Ali Sa-
dafi am 28. Juni laut einem Bericht 
der Nachrichtenagentur ISNA. Eine Kla-
ge in Deutschland werde folgen.  
 
 
Israels Vizeregierungschef Mofas droht 
Iran offen mit Militärschlag 
 
Im Streit um das iranische Atompro-
gramm hat der israelische Vizeregie-
rungschef Schau Mofas der Führung in 
Teheran offen mit einem Militärschlag 
gedroht. „Wenn Iran sein Programm zur 
Entwicklung von Atomwaffen fortsetzt, 
werden wir angreifen“, sagte Mofas der 
Tageszeitung „Jediot Achoront“ am 6. 
Juni. 
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Aus Sicht von Mofas, der auch für den 
strategischen Dialog Israels mit der 
US-Regierung zuständig ist, haben sich 
die internationalen Sanktionen gegen 
Iran nicht bewährt. „Die Sanktionen 
sind nicht effektiv. Es wird keine an-
dere Alternative geben, als Iran an-
zugreifen, um das iranische Atompro-
gramm zu stoppen“, sagte Mufas. Ein 
solcher Militärschlag müsse mit Billi-
gung, Einverständnis und Unterstützung 
der USA erfolgen. Zu den Drohungen des 
iranischen Präsidenten Ahmadinedschad 
sagte Mofas: „Er wird eher verschwin-
den als Israel.“ 
 
Mofas wurde 1948 in Teheran geboren 
und emigrierte 1957 gemeinsam mit den 
Eltern nach Israel. Er ist derzeit 
Transportminister und Vizeministerprä-
sident. Zuvor führte der ehemalige Ge-
neralstabchef auch das Verteidigungs-
ministerium. Mofas will sich um die 
Nachfolge von Ministerpräsident Ehud 
Olmert als Vorsitzender der Kadima-
Partei bewerben, falls Olmert im Zuge 
der polizeilichen Ermittlungen wegen 
illegaler Geldannahme sein Parteiamt 
niederlegen sollte. Er hat den inner-
parteilichen Kampf gegen seine Haupt-
rivalin, die Außenministerin Zipi Liw-
ni, bereits begonnen. Mofas gehört zum 
rechten Parteiflügel. Er lehnte zum 
Beispiel kürzlich die Rückgabe der Go-
lan-Höhen an Syrien ab.  
 
Auch Israels Verteidigungsminister E-
hud Barak ließ ausdrücklich die Option 
eines Krieges gegen Iran offen. „Es 
ist ein Wettlauf gegen die Zeit“, sag-
te Barak der französischen Tageszei-
tung „Le Monde“ vom 19. Juni. „Die I-
raner sind entschlossen, weiter die 
gesamte Welt zu täuschen.“ Zunächst 
müssten die diplomatischen Möglichkei-
ten ausgeschöpft werden. Mit Blick auf 
eine Militärintervention fügte Barak 
hinzu: „Wir sagen, dass keine Option 
vom Tisch genommen werden darf.“ Dies 
verlange „eine gewisse Vorbereitung“. 
 
Mittlerweile mehren sich in Israel die 
Stimmen, die mit einem Militärschlag 
gegen iranische Atomanlagen drohen. 
„Wenn nötig, werden wir Gewalt anwen-
den“, sagte der Abgeordnete der regie-
renden Kadima-Partei Isaak Ben-Israel 
in einem Interview des Nachrichtenma-
gazins „Der Spiegel“ in der Ausgabe 
vom 30. Juni. Militärische Probleme 
stünden einem Angriff nicht im Wege, 
sagte der Generalmajor a. D., der dem 
Bericht zufolge als Luftwaffengeneral 
1981 an der Planung des Luftangriffs 
auf den irakischen Reaktor Osirak be-

teiligt war. „Vielleicht wird es 
schwieriger, aber es ist lösbar. Wir 
könnten es schon heute tun.“ 
 
Nach Meinung eines früheren Chefs des 
israelischen Auslandsgeheimdienstes 
Mossad bleibt Israel nur noch ein Jahr 
Zeit zur Zerstörung der iranischen A-
tomanlagen. Andernfalls bestehe die 
Gefahr, dass Israel Ziel iranischer 
Atomwaffen werde, sagte Schavrai Scha-
vit der britischen Zeitung „Sunday Te-
legraph“ am 29. Juni. Auf diesen 
schlimmsten aller Fälle müsse Israel 
vorbereitet sein. Sollten sich Sankti-
onen als nicht wirksam erweisen, müss-
ten alle Optionen, auch die militäri-
sche, auf dem Tisch bleiben. 
 
 
Israel probte Angriff auf Irans Atom-
anlagen 
 
Israel hat nach einem Bericht der „New 
York Times“ während eines Großmanövers 
Bombenangriffe auf iranische Atomanla-
gen geprobt. Mehr als 100 Kampfflug-
zeuge vom Typ F-16 und F-15 sowie Ret-
tungshubschrauber und Tankflugzeuge 
hätten an der Übung in der ersten Ju-
niwoche über dem östlichen Mittelmeer 
und Griechenland teilgenommen, berich-
tete die New York Times am 20. Juni 
unter Berufung auf mehrere US-
Regierungsbeamte. 
 
Die Regierung in Athen bestätigte, 
dass ein griechisch-israelisches Luft-
waffenmanöver zwischen dem 25. Mai und 
dem 12. Juni im Gebiet der Mittelmeer-
insel Kreta stattgefunden habe. Dabei 
seien auch Angriffe auf Bodenziele si-
muliert worden. „Es war ein geplantes 
Manöver im Rahmen der Kooperation der 
beiden Länder. Jede Seite zieht ihre 
Schlüsse aus solchen Manövern“, sagte 
ein Sprecher des Athener Verteidi-
gungsministeriums. 
 
Wie die New York Times weiter berich-
tete, sollen israelische Rettungshub-
schrauber und Tankflugzeuge während 
des Manövers rund 1500 Kilometer weit 
geflogen sein. Das sei die Entfernung 
zwischen Israel und den iranischen A-
tomanlagen in Natans. Das Blatt zi-
tierte einen Mitarbeiter des US-
Verteidigungsministeriums, wonach die 
Übung zwei Ziele hatte. Zum einen 
sollten taktische Details eines Luft-
angriffs wie beispielsweise das Betan-
ken in der Luft geübt werden. Zum an-
deren habe Israel eine klare Botschaft 
an die USA, die Europäische Union, I-
ran und andere Länder senden wollen, 
dass es auch auf eigene Faust reagie-
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ren werde, falls die diplomatischen 
Bemühungen zum Stopp des iranischen 
Atomprogramms ins Wanken geraten soll-
ten. 
 
Ein israelischer Armeesprecher wollte 
den Zeitungsbericht weder dementieren 
noch bestätigen. „Die israelische 
Luftwaffe trainiert regelmäßig für 
verschiedene Einsätze, um den Heraus-
forderungen und den Gefahren für Isra-
el entgegenzutreten“, sagte der Spre-
cher in Tel Aviv. 
 
Demgegenüber bestätigte ein israeli-
scher Abgeordneter der regierenden Ka-
dima-Partei in einem Spiegel-
Interview, dass das Großmanöver Bom-
benangriffe auf iranische Atomanlagen 
geprobt hatte. (s. Seite 15) „Es war 
nicht die erste Übung, es wird auch 
nicht die letzte sein“, sagte Ben-
Israel. Die Luftwaffe habe die Übung 
abgehalten, „um uns auf den Fall vor-
zubereiten“, dass die Weltgemeinschaft 
das iranische Atomprogramm nicht stop-
pen könne.  
 
Noch könne der Konflikt um das irani-
sche Atomprogramm auf andere Weise ge-
löst werden, meinte Ben-Israel. „Erst 
wenn wir an den kritischen Punkt kom-
men, werden wir die letzte Option wäh-
len“, sagte der Abgeordnete. Er sprach 
sich für schärfere Sanktionen aus, 
darunter stärkere Handelsbeschränkun-
gen, Einreisverbote für Iraner in Eu-
ropa oder einen Ausschluss Irans von 
den Olympischen Spielen in Peking. 
 
In einer ersten Reaktion warnte der 
russische Außenminister Sergej Lawrow 
vor Gewaltanwendung gegen Iran, solan-
ge es keine Beweise für die Entwick-
lung von Atomwaffen gebe. „Unsere 
Partner in den USA und in Israel be-
stehen darauf, dass Iran Atomwaffen 
entwickelt. Wir denken, dass in einem 
solchen Fall Fakten vorgelegt werden 
müssen, die von der internationalen 
Atomenergiebehörde gestützt werden. 
Bislang haben wir keine gesehen“, zi-
tierte die russische Nachrichtenagen-
tur Interfax den Minister. 
 
 
Iran droht Israel mit Vergeltung 
 
Iran hat auf die angekündigte Absicht 
Israels, iranische Atomanlagen zu bom-
bardieren, mehrfach mit Vergeltungs-
schlag gedroht. Israel befinde sich in 
Reichweite iranischer Raketen, warnte 
der Chef der Revolutionsgarden, Moham-
mad Ali Dschafari, nach Medienberich-
ten am 28. Juni. „Das zionistische Re-

gime wird es mit unseren Streitkräften 
und unserer Fähigkeit nicht aufnehmen 
können.“ 
 
Bereits am 10. Juni hatte Verteidi-
gungsminister Mostafa Mohammad Nad-
schar Israel vor militärischen Aktio-
nen gewarnt. Sollte Israel einen An-
griff unternehmen, würde Teheran eine 
„schmerzhafte Antwort auf solch eine 
dumme Aktion“ geben, sagte Nadschar 
nach einem Bericht der Nachrichten-
agentur Fars. Die Drohungen des israe-
lischen Vizepremiers Schau Mofas be-
zeichnete er als „einfach dumm“. Sie 
seien auch innenpolitisch motiviert, 
meinte der Minister. 
 
Auch der konservative Ajatollah Ahmed 
Chatami warnte während des Freitagsge-
bets am 20. Juni, dass Iran auf jeden 
Angriff hart reagieren werde. Sollten 
die Feinde Irans und insbesondere Is-
rael es wagen, Gewalt gegen Iran anzu-
wenden, dann werde sie eine entschie-
dene Antwort diesen Plan bereuen las-
sen. Der Geistliche bekleidet kein of-
fizielles Amt. 
 
Schließlich erklärte Irans neuer Par-
lamentspräsident, Ali Laridschani, I-
ran sei für alle möglichen militäri-
schen Szenarien gerüstet, auch für ei-
nen möglichen israelischen Militär-
schlag gegen seine Atomanlagen. „Wir 
sind auf alle Eventualitäten vorberei-
tet, sollten sie (die Israelis) jedoch 
tatsächlich solch eine unkluge Aktion 
planen, dann würde ihnen weit größerer 
Schaden drohen als uns“, sagte Larid-
schani am 22. Juni der amtlichen Nach-
richtenagentur IRNA.  
 
Am 29. Juni meldete sich Revolutions-
gardenchef Dschafari noch einmal zu 
Wort und drohte im Falle eines An-
griffs mit massiven Einschränkungen 
beim Öltransport durch den Persischen 
Golf. Iran werde bei einem Angriff auf 
jeden Fall den Persischen Golf und die 
Straße von Hormoz unter seine Kontrol-
le bringen, sagte Dschafari der Zei-
tung Dscham-e Dscham. „Bei einer Kon-
frontation mit Feinden von außerhalb 
der Region wird sich der Konflikt auf 
jeden Fall auch auf das Ölthema aus-
weiten.“ Die Straße von Hormoz ist ei-
ne Meerenge im Persischen Golf, durch 
die zwei Fünftel des weltweit gehan-
delten Öls verschifft werden. 
 
Der Golf und die Straße von Hormoz 
liegen vor der Küste Irans. Bereits 
die Furcht vor einer Eskalation des 
Atomstreits mit Iran, dem viertgrößten 
Ölproduzenten der Welt, haben die Roh-
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ölpreise Ende Juni mit auf die Rekord-
höhe von nunmehr fast 143 Dollar je 
Fass getrieben.  
 
Bisher hatte Iran nicht eindeutig sig-
nalisiert, ob es das Öl als Waffe ein-
setzen würde. Die Drohung Dschafaris, 
der als erstes Mitglied der Staatsfüh-
rung die Gefahr eines Krieges als 
„ernst“ bezeichnete, haben die ohnehin 
turbulenten Rohrölmärkte noch mehr in 
Unruhe versetzt. 
 
Dschafari warnte Irans Nachbarstaaten 
davor, ihre Territorien für einen An-
griff zur Verfügung zu stellen. Kuwait 
und Irak haben bereits erklärt, sie 
würden einen Angriff von ihrem Gebiet 
aus nicht erlauben.   
 
 
Experten: Israel kann Irans Atompro-
gramm nicht zerstören 
 
Israels Militär ist nach Ansicht von 
Experten nicht in der Lage, Irans A-
tomprogramm komplett zu zerstören. 
„Die USA sprechen von etwa 1000 Zie-
len, während ein israelischer Angriff 
sich gegen etwa 100 Ziele richten wür-
de“, sagte der ehemalige US-
Luftwaffenoffizier Sam Gardiner, der 
militärische Planspiele leitet, am 22. 
Juni. Ein solcher Schlag würde das i-
ranische Atomprogramm eher stören als 
zerstören. In israelischen Kreisen 
hieß es, das Land habe „genug Kampf-
flugzeuge für einen Angriff“, jedoch 
nicht für einen ganzen Feldzug. Dies 
wäre jedoch notwendig, um das irani-
sche Atomprogramm ganz zu stoppen. 
   
 
El Baradei warnt vor Angriff auf Iran        
 
Der Chef der UN-
Atomenergieorganisation (IAEA), Moham-
mad El Baradei, hat eindringlich vor 
militärischen Angriffen auf Iran ge-
warnt. „Ein militärischer Angriff wäre 
schlimmer als alles andere“, sagte El 
Baradei mit Blick auf Drohungen aus 
den USA und Israel. „Er würde den Na-
hen Osten in einen Feuerball verwan-
deln“, fügte er in einem am 21. Juni 
ausgestrahlten Interview des Fernseh-
senders El Arabia hinzu. El Baradeis 
Warnung folgte auf einen Bericht der 
US-Zeitung „New York Times“, die von 
einem israelischen Luftwaffenmanöver 
berichtet hatte, in dem offenbar eine 
Attacke auf Iran geübt worden war. 
(siehe Seite 15) 
 
Sollte es im Streit um das iranische 
Atomprogramm zu militärischen Ausei-

nandersetzungen kommen, wäre er nicht 
in der Lage, seine Arbeit an der Spit-
ze der IAEA fortzusetzen, warnte der 
IAEA-Chef. „Ein Angriff würde in Iran 
einen Notfallplan zur schnellen Her-
stellung einer Atombombe auslösen, und 
das mit der Zustimmung aller Iraner, 
selbst derjenigen, die im Westen le-
ben“, sagte El Baradei. Er sehe im i-
ranischen Atomprogramm zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt keine „unmittelbare Ge-
fahr“ der Weiterverbreitung von Atom-
waffen. 
 
 
USA weiten Geheimdienstarbeit gegen 
Iran massiv aus 
 
Die USA haben einem Medienbericht zu-
folge ihre Geheimdienstaktivitäten ge-
gen die Regierung in Iran massiv aus-
gebaut. US-Präsident Bush habe führen-
den Kongressabgeordneten eine entspre-
chende Finanzierungsanfrage vorgelegt, 
berichtete das Magazin „The New Yor-
ker“ am 28. Juni. In dem streng gehei-
men Schreiben habe der Präsident Ende 
vergangenen Jahres bis zu 400 Millio-
nen Dollar beantragt und später bewil-
ligt bekommen. Damit sollte unter an-
derem die CIA das Atomprogramm Irans 
schwächen. Zudem sollten Oppositions-
gruppen finanziell unterstützt werden, 
um die Führung in Teheran zu untergra-
ben.  
 
Der Autor, Seymour Hersh, beruft sich 
in seinem Artikel auf Militär-, Ge-
heimdienst- und Kongresskreise. Bei 
der Beschreibung der genauen Geheim-
dienstziele zitiert er eine namentlich 
nicht genannte Person, der der Inhalt 
von Bush Schreiben bekannt sei. Wäh-
rend verdeckte Aktionen gegen Iran 
nicht neu seien, sei deren Umfang nun 
erheblich ausgeweitet worden, schreibt 
Hersh weiter. Der Starjournalist hat 
wiederholt über die Iran-Politik der 
USA berichtet und dabei Umsturzpläne 
sowie einen Stopp des Atomprogramms – 
notfalls durch militärische Mittel – 
als Hauptziel der Politik Bushs her-
ausgestellt. 
 
 
Teheran wirft Obama Unterwürfigkeit 
vor Israel vor 
 
Iran hat dem designierten US-
Präsidentschaftskandidaten Barack Oba-
ma vorgeworfen, Israel mit „wirklich-
keitsfremden Vorwürfen gegen Teheran“ 
zu hofieren. „Iran steht hinter allen 
international anerkannten Prinzipien 
einschließlich der UN-Charta“, sagte 
der Sprecher des iranischen Außenmi-
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nisteriums, Mohammad Ali Hosseini, am 
5. Juni in Teheran. „Iran und sein 
friedliches Atomprogramm als Bedrohung 
zu betrachten, ist eine einseitige und 
wirklichkeitsfremde Einstellung.“ 
 
Obama hatte am Vortag bei einer Konfe-
renz der amerikanischen pro-Israel-
Lobby (AIPAC) in Washington einen har-
ten Kurs gegen Iran angekündigt. „Die 
Gefahr aus Iran ist realistisch, und 
mein Ziel wird sein, diese Gefahr zu 
eliminieren“, sagte Obama wenige Stun-
den nachdem er sich zum Kandidaten 
seiner Partei erklärt hatte. „Ich wer-
de alles in meiner Macht tun, um nuk-
leare Waffen in Iran zu verhindern.“ 
 
„Wir bedauern solche opportunistischen 
Worte, die seinen (Obamas) Erklärungen 
während des Wahlkampfs widersprechen“, 
sagte Hosseini. Danach habe sich Obama 
den Interessengruppen in den USA ent-
gegenstellen wollen. „Wir glauben, 
dass sich der US-
Präsidentschaftskandidat nicht von der 
Manie des zionistischen Regimes (Isra-
el) beeinflussen lassen sollte“, sagte 
der Sprecher. 
 
  
US-Interessenvertretung in Teheran ge-
plant 
 
Die US-Zeitung Washington Post hatte 
am 23. Juni unter Berufung eines 
nichtgenannten Regierungsmitglieds be-
richtet, Washington beabsichtige, ein 
Büro zur Wahrnehmung amerikanischer 
Interessen im Iran in Teheran einzu-
richten. Von offizieller Seite wurde 
der Bericht weder bestätigt noch de-
mentiert. 
  
Am 24. Juni berichtete IRNA unter Be-
rufung auf das Außenministerium, dass 
eine US-Anfrage zur Eröffnung einer 
diplomatischen Interessenvertretung in 
Iran geprüft werden könnte. Die Regie-
rung werde alle offiziell gestellten 
Anfragen bearbeiten. Dem widersprach 
der neue Parlamentspräsident Ali La-
ridschani. Von Journalisten nach sei-
ner Meinung zu dem Vorhaben gefragt, 
sagte Laridjani: „Ich habe keine Lust, 
mich zu solchen Gerüchten zu äußern. 
Mir scheint, dass es sich dabei um ei-
nen neuen Trick handelt.“ Die Amerika-
ner seien in ihren Äußerungen „äußerst 
labil“. „Vor zwei Jahren haben wir be-
antragt,  Direktflüge von Iran in die 
USA zu erlauben. Wenn es ihnen an bes-
seren Kontakten gelegen wäre, hätten 
sie positiv darauf reagiert.“ 
 

Mit der Eröffnung einer Interessenver-
tretung haben die USA, Washington Post 
zufolge, die Absicht, bessere Kontakte 
zu iranischen Jugendlichen und Opposi-
tionellen herzustellen. Der Schritt 
würde demnach „keine Aufweichung der 
amerikanischen Position gegenüber I-
ran“ bedeuten.  
 
Seit der Revolution von 1979 und der 
darauffolgenden Geiselnahme des US-
Botschaftspersonals haben die USA kei-
ne diplomatischen Beziehungen mehr zu 
Iran. Die Interessen der USA in Iran 
werden durch die Schweizer Botschaft 
in Teheran vertreten. Die iranischen 
Interessen in den USA wiederum ver-
tritt die pakistanische Botschaft in 
Washington. Allerdings werden konsula-
rische Angelegenheiten der in den USA 
lebenden Iraner direkt von einer ira-
nischen Vertretung erledigt.  
 
 
Spiegel: Syrien und Nordkorea halfen 
Iran beim Atomprogramm  
 
Syrien und Nordkorea sollen Iran bei 
seinem umstrittenen Atomprogramm ge-
holfen haben. Nun überdenke der syri-
sche Präsident Baschir al-Assad aber 
seine bisherige Unterstützung für Te-
herans Atomprogramm, berichtete das 
Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ in 
seiner Ausgabe vom 23. Juni und beruft 
sich dabei auf nicht näher bezeichnete 
Geheimdienstberichte. 
 
So gingen Experten davon aus, dass ei-
ne Anlage in Syrien, die im September 
von israelischen Kampfflugzeugen bom-
bardiert wurde, eine Art nukleares 
“Ersatzlager“ für Iran gewesen sein 
soll, von dem Bombenmaterial nach Te-
heran geschafft werden sollte. In der 
Anlage, bei der es sich diesen Angaben 
zufolge um einen im Bau befindlichen 
Nuklearreaktor für waffenfähiges Plu-
tonium gehandelt habe, hätten neben 
Syrern und Iranern auch Nordkoreaner 
gearbeitet. Iranische Wissenschaftler 
haben den Angaben des „Spiegel“ zufol-
ge zwar bei der Urananreicherung Fort-
schritte gemacht, mit Plutonium aber 
wenig Erfahrungen gehabt und deshalb 
die Hilfe der Nordkoreaner gebraucht. 
 
Die drei Staaten kooperierten demnach 
offenbar auch bei der Chemiewaffenpro-
duktion: Bei einer Explosion im Juli 
2007 in der Nähe von Aleppo, bei der 
Sarin und Senfgas entwichen seien, 
wurden den Angaben zufolge nicht nur 
15 syrische Militärs und Dutzende ira-
nische Raketeningenieure getötet, son-
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dern – nach Spiegel-Informationen – 
auch drei Nordkoreaner.    
 
 
Al-Maleki in Teheran – Iran verstimmt 
über Abkommen mit USA 
 
Der irakische Ministerpräsident Nuri 
al-Maleki reiste am 6. Juni nach Tehe-
ran und wurde dort mit kritischen Fra-
gen zu dem geplanten Militärabkommen 
seiner Regierung mit den USA konfron-
tiert. „Ich hoffe, er wird mit vollen 
Händen reisen und mit noch volleren 
Händen zurückkehren“, sagte der iraki-
sche Staatspräsident Dschalal Talabani 
vor Malekis Abreise. Talabani lobte 
die iranische Unterstützung für den 
Irak seit dem Sturz von Saddam Hussein 
im Jahr 2003. 
 
Die iranische Führung hatte die iraki-
sche Regierung davor gewarnt, einen 
langfristigen Militärpakt mit den USA 
einzugehen. In dem noch nicht voll-
ständig veröffentlichten amerikani-
schen Entwurf für das geplante Abkom-
men soll unter anderem die Rede davon 
sein, dass US-Truppen vom Irak aus 
Staaten angreifen könnten, die „eine 
Gefahr für die internationale Stabili-
tät“ darstellen. 
 
Bereits im Mai hatte Maleki eine Dele-
gation nach Iran geschickt, um die Re-
gierung zu bitten, im Konflikt zwi-
schen schiitischen Regierungsparteien 
und der schiitischen Miliz von Muktada 
al-Sadr zu vermitteln. Nach dem Besuch 
hatte sich die Lage in den irakischen 
Schiiten-Städten wieder beruhigt. 
 
Wie weit es der iranischen Regierung 
gelungen ist, Maleki von dem geplanten 
Abkommen abzuhalten, ist nicht be-
kannt. 
 
Zuvor hatte Irans Außenminister, Manu-
chehr Mottaki, sich positiv über eine 
„verbesserte Kooperation“ seines Lan-
des mit dem Nachbarn Irak geäußert. 
Bei der Internationalen Irak-Konferenz 
in Stockholm sagte Maleki am 29. Mai 
vor Journalisten: „Stabilität im Irak 
bedeutet Stabilität für die gesamte 
Region und umgekehrt.“ Deshalb werde 
Iran stets ein Teil der Krisenlösung 
und nicht ein Teil der jeweiligen Kri-
se in der Region sein.  
 
In seiner Rede vor den Delegierten aus 
knapp hundert Staaten kritisierte Mot-
taki „Fehlleistungen“ der von den USA 
angeführten Militärkoalition im Irak. 
Er sagte später, Teheran sei gegen 

„das Töten von Menschen durch auslän-
dische Streitkräfte“. 
 
   
Türkischer General: Kooperation mit 
Iran gegen die PKK  
 
Die türkische Armee geht nach eigenen 
Angaben zusammen mit Iran gegen PKK-
Rebellen vor. Es gebe einen Informati-
onsaustausch und werde auch koordi-
nierte Angriffe auf die Kämpfer der 
Kurdischen Arbeiterpartei geben, sagte 
Heereschef General Ilker Basbug am 5. 
Juni vor Journalisten. 
 
In den vergangenen ein, zwei Monaten 
seien noch keine abgestimmten Angriffe 
von den türkischen und iranischen 
Grenzen aus auf PKK-Stellungen er-
folgt. Falls nötig, würde dies aber 
geschehen, sagte der General. 
 
Die türkische Armee geht regelmäßig 
gegen kurdische Widerstandskämpfer im 
Norden des Irak vor. Im Februar unter-
nahm sie eine breit angelegte Offensi-
ve mit Kampfflugzeugen und Bodentrup-
pen. Iranische Truppen liefern sich 
immer wieder Gefechte mit Rebellen der 
kurdischen PEJAK, einer Splittergruppe 
der PKK. Auch sie hat nach Einschät-
zung von Experten Schlupfwinkel im 
Norden Iraks. 
 
Sowohl die EU als auch die USA verlan-
gen vom Nato-Partner Türkei, seine Mi-
litäraktionen im Nordirak zu beschrän-
ken, um eine Destabilisierung der Re-
gion zu vermeiden. Die Türkei bezeich-
net ihr Vorgehen als Selbstverteidi-
gung. Präsident Abdullah Gül betonte, 
dass „wir nur diese terroristische Or-
ganisation ins Visier nehmen“. 
 
Die PKK kämpft seit 1984 für einen ei-
genen Kurdenstaat im Südosten der Tür-
kei und nutzt nach Einschätzung der 
Regierung in Ankara Nordirak als Rück-
zugsgebiet. 
 
 
Britisches Parlament streicht Volks-
modjahedin von Terrorliste 
 
Das britische Parlament hat die irani-
schen Volksmodjahedin (PMOI) formell 
von der Liste terroristischer Organi-
sationen gestrichen. Die Abgeordneten 
nahmen am 24. Juni eine entsprechende 
Feststellung des Berufungsgerichts vom 
Mai an. Die Richter hatten damals ei-
nen Einspruch des britischen Innenmi-
nisteriums gegen das Urteil der Vorin-
stanz zurückgewiesen. 
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Die Gruppe wird auch von der Europäi-
schen Union und den USA als terroris-
tisch geführt. Die EU könnte die PMOI 
nun bald von ihrer Terrorliste strei-
chen, erklärten Anhänger der Volksmod-
jahedin: Es wäre „eigenartig“, wenn 
Brüssel der britischen Maßnahme nicht 
folgen würde, sagte Lord Steven Bassam 
in London. Die in den 60er Jahren ge-
gründeten Volksmodjahedin bekämpften 
Jahre lang unter dem Schutz Saddam 
Husseins und mit der finanziellen und 
militärischen Hilfe der irakischen Re-
gierung an der iranisch-irakischen 
Grenze das Regime in Teheran. Die Or-
ganisation, deren Ideologie auf einer 
Mischung von islamischem Fundamenta-
lismus und Stalinismus basiert, hat 
sich oft zu Terroranschlägen in Iran 
bekannt, denen auch zahlreiche Zivi-
listen zum Opfer fielen. Seit dem 
Sturz Saddam Husseins stehen die 
Volksmodjahedin unter dem Schutz der 
USA. Führende Mitglieder des amerika-
nischen Geheimdienstes CIA bestätigten 
mehrmals, dass es zwischen ihrer Orga-
nisation und der Volksmodjahedin eine 
enge Zusammenarbeit gibt.                
 
Iran hat am 25. Juni die Entscheidung 
Großbritanniens verurteilt. Großbri-
tannien unterstütze damit praktisch 
Terrorgruppen, sagte ein Sprecher des 
Außenministeriums in Teheran, Ali Hos-
seini. Er forderte die Europäische U-
nion auf, dem Beispiel nicht zu fol-
gen. „Diese Maßnahme der britischen 
Regierung ist zu verurteilen“, sagte 
Hosseini weiter. Er erklärte, die PMOI 
habe nicht ausgeschlossen, wieder zu 
den Waffen zu greifen.  
    
 
 


